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Eugen Schmidt/Stephan Brandner: Regierung muss zu möglichen kartellrechtswidrigen Zensur-
absprachen von US-Plattformunternehmen Stellung nehmen (10.05.2023)
Im November 2020 wurde Facebook-Chef Mark Zuckerberg bei einer
Anhörung vor dem Justizausschuss des US-Senats von US-Senator Josh
Hawley mit durchgestochenen Dokumenten konfrontiert. Die Dokumente
belegen die Existenz der "Tasks Plattform". Zucker räumte in der
Anhörung die Existenz der Plattform ein. Über die Tasks-Plattform
tauschen sich die Unternehmen Facebook, Google und Twitter darüber
aus, welche Begriffe, Schlagworte etc. zensiert oder gelöscht werden
sollen. Darin könnte eine - auch nach deutschem Recht - kartellrechtlich
verbotene Absprache liegen, um zu verhindern, dass Nutzer wegen der
Zensur auf einer Plattform auf eine andere Plattform ausweichen
können. Hierzu erklärt der AfD-Bundestagsabgeordnete Eugen Schmidt,
Mitglied des Ausschusses für Digitales:
 

„US-Plattformen wie Facebook, Google (YouTube) und Twitter
koordinieren gemeinsame Zensurmaßnahmen, wie Mark Zuckerberg vor
dem Justizausschuss des US-Senats selbst zugab. Dieses Zensurkartell
will die Meinungsäußerung in Deutschland einheitlich kontrollieren und
verhindern, dass Nutzer auf weniger zensierte Plattformen ausweichen.
Das Bundeskartellamt sollte diese Absprachen untersuchen. Dazu habe
ich heute erneut eine schriftliche Frage an die Bundesregierung
gerichtet.“

Der parlamentarischen Geschäftsführer der AfD-Bundestagsfraktion, Stephan Brandner, ergänzt:

„Die Bundesregierung versucht, durch Geheimgespräche und verdeckte Einflussnahme auf US-Konzerne das in Artikel 5
Absatz 2 des Grundgesetzes verankerte Zensurverbot zu privatisieren und auf die Unternehmen zu verlagern. Sie weiß
genau, dass der Staat so etwas nicht machen dürfte, weil es gegen das Grundgesetz verstoßen würde. Um dieses
verfassungswidrige Tun zu verhindern, wird die AfD-Fraktion demnächst weitere parlamentarische Initiativen starten.“

 



Aktuellen Medienberichten zufolge tritt Dena-
Geschäftsführer Michael Schäfer von seinem erst im
April geschlossenen Vertrag zurück. Die Deutsche
Energie-Agentur GmbH (Dena) ist ein bundeseigenes
deutsches Unternehmen, das Dienstleistungen
erbringen soll, um die energie- und klimapolitischen
Ziele der Bundesregierung zu Energiewende und
Klimaschutz auszugestalten und umzusetzen. Im Juni
hätte Schäfer seine Stelle antreten sollen. Schäfer
ist Trauzeuge von Staatssekretär Graichen in
Habecks Wirtschaftsministerium. Graichen war
maßgeblich an der Auswahl Schäfers für diesen
Posten involviert. Das Wirtschaftsministerium
vergibt gewichtige Aufträge an die bundeseigene
Dena. 

Stephan Brandner, stellvertretender
Bundessprecher, sieht den Habeck-Graichen-Clan
durch den Rücktritt Schäfers jedoch wenig
beeinflusst.

„Michael Schäfer wird nicht Geschäftsführer der
Dena. Eine gute, weil folgerichtige Entscheidung für
den rechtschaffenden Bürger. Der Trauzeuge von
Staatssekretär Graichen in Habecks
Wirtschaftsministerium hätte durch seine familiären
Verflechtungen mit Graichen auf die Stelle des Dena-
Geschäftsführers gesetzt werden sollen. Gut, dass
die AfD das Thema in den Mittelpunkt der Diskussion
gerückt hat. Eine durchaus progressive
Berichterstattung der Medien und eine natürlich
aufmerksame AfD verhinderten wohl das Posten-
Geschacher. Die AfD wird dem Graichen-Habeck-Clan
auch weiterhin genau auf die Finger schauen und zu
verhindern wissen, dass hoch dotierte Posten ohne
fachgerechte Ausschreibungen innerhalb ominöser
Clanstrukturen vergeben werden.“
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AfD wirkt: Dena-Geschäftsführer tritt folgerichtig sein Amt nicht an (08.05.2023)



Aktuelle Videos
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Sozialstaatskollaps
5 Fragen - 5 Antworten

Folge 217

Undemokratisch sind die Altparteien
(Rede im Bundestag)

 

 
Undemokratisch im

Vermittlungsausschuss
 

Mexikaner retten uns aus
Pflegekräfte-Mangel?

(Gute Fragen - Schlechte Antworten)
 
 

https://www.youtube.com/watch?v=ULEbAQj5NP8
https://www.youtube.com/watch?v=8yAVbjnUgQ4
https://www.youtube.com/watch?v=sJVlXD9v8rs
https://www.youtube.com/watch?v=vrEyrpgYQcQ
https://www.youtube.com/watch?v=ULEbAQj5NP8
https://www.youtube.com/watch?v=ULEbAQj5NP8
https://www.youtube.com/watch?v=ULEbAQj5NP8
https://www.youtube.com/watch?v=sJVlXD9v8rs
https://www.youtube.com/watch?v=sJVlXD9v8rs
https://www.youtube.com/watch?v=8yAVbjnUgQ4
https://www.youtube.com/watch?v=vrEyrpgYQcQ
https://www.youtube.com/watch?v=vrEyrpgYQcQ


Aktuelle Videos
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Wer will von jemanden regiert
werden, der lügt ohne rot zu

werden?
 

Wahrscheinlich haben Sie da grade
Klebstoff geschnüffelt!

 
Grüne Clan-Strukturen

 

https://www.youtube.com/shorts/8lbSisjNPJA
https://www.youtube.com/shorts/O2D3niuk6hI
https://www.youtube.com/shorts/JqKc1d_JzsI
https://www.youtube.com/shorts/8lbSisjNPJA
https://www.youtube.com/shorts/JqKc1d_JzsI
https://www.youtube.com/shorts/O2D3niuk6hI


 
Apple: 

https://podcasts.apple.com/us/podcast/brand-ner-
aktuell-der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-

bundestagsabgeordneten-stephan-
brandner/id1680346167
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Volksentscheide statt

Räterepublik
BRAND(NER) AKTUELL

Folge 7

Aktueller Podcast

 
Google: 

https://podcasts.google.com/feed/aHR0cH
M6Ly9hbmNob3IuZm0vcy9kZGZhNTgyNC9wb

2RjYXN0L3Jzcw

 
Amazon Music: 

https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-
9297-456d-be54-df7237c2c58e/brandner-aktuell-

der-sonntagspodcast-mit-dem-
afdbundestagsabgeordneten-stephan-brandner 

 
 

 
Spotify: 

https://open.spotify.com/show/3Bb3UcCmI
ee4YWnboJRFWa 

 

Oder auch hier:

https://podcasts.apple.com/us/podcast/volksabstimmungen-statt-r%C3%A4terepublik-brand-ner-aktuell/id1680346167?i=1000612938607
https://podcasts.apple.com/us/podcast/volksabstimmungen-statt-r%C3%A4terepublik-brand-ner-aktuell/id1680346167?i=1000612938607
https://podcasts.apple.com/us/podcast/volksabstimmungen-statt-r%C3%A4terepublik-brand-ner-aktuell/id1680346167?i=1000612938607
https://www.youtube.com/watch?v=A7zU5srnZLQ
https://www.youtube.com/watch?v=A7zU5srnZLQ
https://www.youtube.com/watch?v=A7zU5srnZLQ
https://www.youtube.com/watch?v=A7zU5srnZLQ
https://podcasts.google.com/feed/aHR0cHM6Ly9hbmNob3IuZm0vcy9kZGZhNTgyNC9wb2RjYXN0L3Jzcw?sa=X&ved=0CAMQ4aUDahcKEwjAmNyQ3Pb-AhUAAAAAHQAAAAAQAg
https://podcasts.google.com/feed/aHR0cHM6Ly9hbmNob3IuZm0vcy9kZGZhNTgyNC9wb2RjYXN0L3Jzcw?sa=X&ved=0CAMQ4aUDahcKEwjAmNyQ3Pb-AhUAAAAAHQAAAAAQAg
https://podcasts.google.com/feed/aHR0cHM6Ly9hbmNob3IuZm0vcy9kZGZhNTgyNC9wb2RjYXN0L3Jzcw?sa=X&ved=0CAMQ4aUDahcKEwjAmNyQ3Pb-AhUAAAAAHQAAAAAQAg
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://open.spotify.com/episode/3InbofbdBvd7HAlgNiUOT9
https://open.spotify.com/episode/3InbofbdBvd7HAlgNiUOT9
https://open.spotify.com/episode/3InbofbdBvd7HAlgNiUOT9
https://open.spotify.com/episode/3InbofbdBvd7HAlgNiUOT9
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Termine in der Sitzungswoche
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Brandners Bericht aus Berlin
Mittwoch, 10. Mai 2023

 

Aktuelle Stunde - Aussprache über Personalpolitik im Wirtschaftsministerium

Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages haben sich in einer Aussprache mit der Personalpolitik im Bundesministerium
für Wirtschaft und Klimaschutz befasst. 
Nach der Fragestunde folgte  eine Aktuelle Stunde zu dem Thema „Vertrauensverlust in Klimaschutz verhindern –
Konsequenzen aus den familiären Verflechtungen in der Personalpolitik unter Bundesminister Habeck ziehen“.
Tino Chrupalla (AfD) befand, Robert Habeck habe das Wirtschaftsministerium zu einem „Vetternwirtschaftsministerium“
gemacht: „Dieses Geschacher hat mit dem deutschen Beamtenethos nichts zu tun“, sagte der AfD-Chef. Der Minister habe
die Glaubwürdigkeit der Regierung maßlos beschädigt. Seine Partei würde Deutschland „den Oligarchen zum Fraß
vorwerfen“. Seine Parteikollegen hätten erfolgreich recherchiert, welche Verbindungen es zu amerikanischen
Großinvestoren gibt. „Das ist eigentlich die Aufgabe der deutschen Medien, diese ganzen Verbindungen zu recherchieren und
nicht, gegen die Opposition vorzugehen“, so Chrupalla.

AfD-Forderung nach Verbot der Organisation „Letzte Generation“

Die Bundesregierung soll nach dem Willen der AfD-Fraktion prüfen, ob die Voraussetzungen für ein Verbot der Organisation
„Letzte Generation“ gegeben sind, und gegebenenfalls ein solches Verbot erlassen. Auch soll sie sich im Benehmen mit den
zuständigen Landesbehörden dafür einsetzen, dass in Bezug auf ausschließlich lokal agierende Gruppierungen der
Organisation Vereinsverbote nach dem Vereinsgesetz geprüft und im Falle des Vorliegens der Voraussetzungen
ausgesprochen werden, fordert die Fraktion in ihrem Antrag. Darin wird die Bundesregierung zudem aufgefordert, unter
Zuhilfenahme des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) aufzuklären, welche Personen der „Letzten Generation“ sich im
Zuständigkeitsbereich des BfV gegen die verfassungsmäßige Ordnung richten oder Strafgesetzen zuwider handeln. Daneben
soll sie dem Antrag zufolge ein entsprechendes Aufklärungsersuchen auch an die zuständigen Landesämter für
Verfassungsschutz richten. Des Weiteren fordert die Fraktion von der Bundesregierung, „alle mittelbaren und unmittelbaren
Finanzierungen und Unterstützungen der Gruppierung zu unterlassen“. Diese setze sich „auf radikale Art und Weise für
angeblich mehr Klimaschutz“ ein und stelle eine Bedrohung für die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik dar,
heißt es in der Vorlage. Stephan Brandner sagte in seiner Rede dazu: „Wir sind über den Punkt „ziviler Ungehorsam“ hinweg.
Wir sind schon bei der Gewalt gegen Personen. Denken wir an blockierte Krankenwagen, an die Angst von Notfallpatienten,
nicht mehr rechtzeitig ins Kranken- haus eingeliefert zu werden. Es fehlen nur noch die ersten richtigen Toten. Bis dahin ist
es kein weiter Weg mehr, wenn wir als Deutscher Bundestag nicht massiv eingreifen, und zwar aufgrund unseres Antrags.“

Donnerstag, 11. Mai 2023

Beratung der Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses zum sogenannten Schutz
hinweisgebender Personen

Das Plenum des Bundestages hat dem Kompromiss zum Hinweisgeberschutzgesetz zugestimmt. Der Abstimmung lag eine
Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses zugrunde, die mit den Stimmen von SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die
Grünen und FDP gegen die Stimmen der AfD bei Stimmenthaltung der Fraktion Die Linke angenommen wurde. Grundlage des
Kompromisses sind mehrere Vorlagen zu dem „Gesetz für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen sowie zur
Umsetzung der Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden“.
Stephan Brandner sagt dazu: „Am 5. Mai habe ich als Mitglied im Vermittlungsausschuss beim MDR gelesen, der
Vermittlungsausschuss habe sich geeinigt. Irgendwelche Verhandlungsführer in irgendwelchen dunklen Hinterzimmern
hätten irgendwie rumgemauschelt. Das Ergebnis des Vermittlungsausschusses am 9. Mai wurde sozusagen vom
Mitteldeutschen Rundfunk vier Tage vorher antizipiert; es wurde bereits berichtet, was dort herausgekommen ist.“ Und das
bevor der Vermittlungsausschuss überhaupt getagt hatte.
Zum Inhalt sagte Brandner weiter: „Jeder kann jeden anschwärzen. Es geht um Spitzeln und Denunzierungen,
Kameradenschweinereien werden Tür und Tor geöffnet. Und dann wird auch noch die Verschwiegenheitspflicht von
Steuerberatern und Wirtschaftsprüfern ihren Mandanten gegenüber faktisch abgeschafft.“
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Brandners Bericht aus Berlin
Donnerstag, 11. Mai 2023

 

Regierung will Fachkräfte-Einwanderung weiterentwickeln
 

Der Bundestag hat sich mit einem Vorschlag der AfD zur Finanzierung von Grenzschutzzäunen befasst. Der entsprechende
Antrag der Fraktion trägt den Titel „Grenzschutzzäune gemeinsam finanzieren – Gemeinsam gegen illegale Einwanderung
vorgehen“. Dem AfD-Antrag zufolge soll sich die Bundesregierung zusammen mit Österreich, Polen, Ungarn, den baltischen
Staaten und anderen Partnern dafür einzusetzen, dass Grenzschutzzäune und andere physische Barrieren zur Abwehr
illegaler Migration an den EU-Außengrenzen im Rahmen eines gemeinsamen zwischenstaatlichen Fonds finanziert werden.
Grenzschutzzäune und andere physische Barrieren verringern den Migrationsdruck an den Außengrenzen der EU und sind
damit ein wirksames Mittel gegen die Zunahme der illegalen Migration in Deutschland, führt die Fraktion in der Vorlage aus.
Durch die Eindämmung der illegalen Migration sinken die Kosten für die Unterbringung und Versorgung der Migranten in den
Ankunftsländern und somit auch die finanzielle Belastung der einheimischen Bevölkerung.

 
 

Freitag, 12. Mai 2023
 

Einspruch gegen Ordnungsruf mehrheitlich abgelehnt

Mit den Stimmen aller Fraktionen außer der AfD hat das Parlament einen Einspruch des AfD-Abgeordneten Stephan Brandner
gegen einen Ordnungsruf zurückgewiesen, der ihm in der Plenarsitzung am Donnerstag erteilt worden war. Die
sitzungsleitende Vizepräsidentin Aydan Özoğuz (SPD) hatte Brandner zur Ordnung gerufen, weil dieser während der Debatte
zu Tagesordnungspunkt 10 am Mittwoch „Verbot der Organisation „Letzte Generation“ Die Linke als eine Partei bezeichnet
hatte, „die Mauermörder in ihren Reihen hat“. Mit einem Ordnungsruf kann der Sitzungspräsident oder die
Sitzungspräsidentin den Redner, der die parlamentarische Ordnung beispielsweise durch Beleidigungen oder andere
Störungen verletzt, förmlich zur Ordnung rufen. Legt der Abgeordnete Einspruch ein, muss der Bundestag darüber
entscheiden, ohne dass eine Debatte geführt wird. 

Restitution der Benin-Bronzen – AfD fordert den Rücktritt von Claudia Roth 

Die Entscheidung des nigerianischen Staatspräsidenten Muhammadu Buhari, die aus deutschen Museen zurückgegebenen
Benin-Bronzen dem Oba (König) des ehemaligen Königreichs Benin und damit einer Privatperson zu übereignen, hat im
Bundestag ein unterschiedliches Echo ausgelöst. Die AfD-Fraktion sprach in der von ihr verlangten Aktuellen Stunde zum
Thema „Scheitern der Bundesregierung bei der Restitution der Benin-Bronzen – Außen- und Kulturpolitik von Ideologie
befreien“ von einer Demütigung der Bundesregierung. Im vergangenen Jahr waren mehr als 1.000 Artefakte aus deutschen
Museen an Nigeria zurückgegeben worden. Die britische Kolonialmacht hatte die Skulpturen und anderen Kunstschätze 1897
erbeutet und nach Europa verbracht, viele gelangten auch nach Deutschland. Die Bundesregierung beteiligt sich finanziell
am Bau eines Museums in Nigeria in der Erwartung, dass die zum Weltkulturerbe zählenden Objekte für die Öffentlichkeit
zugänglich gemacht werden.
Deutschland habe sich vor der Welt blamiert, schimpfte der AfD-Kulturpolitiker Marc Jongen. Er sah darin zugleich ein
Symptom für das Regierungshandeln auf anderen Politikfeldern: die Regierung vertreibe die Wirtschaft und schröpfe die
Menschen. Sein Fraktionskollege Matthias Moosdorf sagte, die Regierung habe vier Millionen Euro für den Museumsbau
vergeudet, Kulturstaatsministerin Claudia Roth müsse zurücktreten. Er verlangte, die weitere Ausfuhr von Kunstschätzen zu
stoppen.



Kommende Termine 
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#BRANDNERUNTERWEGS
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14.05.2023Live-Interviewzur
Bürgerschafts-wahl Bremen

08.05.2023

Presserunde

in Berlin

09.05.2023

Sitzung des

Vermittlungs-

ausschuss

09.05.2023Landesgruppen-sprechersitzungim Bundestag

13.05.2023

Wanderung des

KV Altenburg

und Maifest in

Gera
Langenberg



Wir stehen an Ihrer Seite
Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mi: 10-14 Uhr

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?
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Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17 Uhr

Stellen Sie Ihre Fragen
bei Abgeordnetenwatch

Stephan Brandner 
Platz der Republik 1
11011 Berlin 


